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In Reaktion auf den russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine und zur Errei-
chung der Klimaziele hat die EU-Kom-
mission im Mai 2022 den „REPowerEU“-
Plan vorgelegt. Dieser kontextualisiert
die im Rahmen des „Fit for 55“-Pakets
2021 vorgelegten EU-Gesetzgebungsvor-
schläge zur Umsetzung des EU Green
Deal neu: Neben Klimaschutz werden die
geplanten Reformen mit Energieversor-
gungssicherheit und Preisgünstigkeit be-
gründet. Inhaltlich knüpft der Plan an
die „Fit for 55“-Vorschläge an, fordert
aber zusätzliche Zielverschärfungen in
den Sektoren Erneuerbare Energien und
Energieeffizienz. Weder in diesem „Up-
date“ des „Fit for 55“-Pakets noch im
Paket selbst ist ein Reformvorschlag der
Governance-Verordnung (EU)
2018/1999 enthalten, was als ein erheb-
liches Defizit des präsentierten Reform-
pakets angesehen werden muss.

Die weiche Steuerung durch die Gover-
nance-Verordnung (Governance-VO), die
den zentralen Steuerungsmechanismus
zur Erreichung der EU-Energie- und Kli-
maziele beinhaltet, wird seit ihrem In-
krafttreten als defizitär beurteilt. Die in
ihr festgelegten Verpflichtungen sind ge-
richtlich nur begrenzt durchsetzbar. Ein
eigener Sanktionsmechanismus oder
eine Kopplung mit einem solchen wurde
nicht eingeführt. Gleichzeitig überlässt
die Verordnung – trotz ihrer unmittelba-
ren Wirkung – den Mitgliedstaaten einen
weiten Umsetzungsspielraum. Diese,
dem Mechanismus von Anfang an inne-
wohnenden Schwächen, würden durch
die weiteren Anhebungen der bestehen-

den oder neu einzuführenden Gover-
nance-Anforderungen im sektoralen
Recht in den vorgelegten Gesetzge-
bungsvorschlägen noch verschärft.

Die Kommission konzentriert sich in
ihren Reformvorschlägen auf sektorale
Rechtsakte. Eine unveränderte Umset-
zung der Vorschläge würde deshalb zu
einer zunehmenden Fragmentierung der
Governance-VO führen. Eine solche Ent-
wicklung stünde im eklatanten Wider-
spruch zum ursprünglichen Design der
Governance-VO, welche das Aufsetzen ei-
nes integrierenden, sektorübergreifen-
den Governance-Mechanismus bezweckt.
Konsequenz wären der Verlust an Kohä-
renz und Transparenz und folglich vor-
aussichtlich Einbußen an Rechtssicher-
heit und Compliance. Ebenso könnten
Brüche, unter Umständen sogar Wider-
sprüche, zwischen den einzelnen Bestim-
mungen innerhalb des Unionsrechts so-
wie im umgesetzten nationalen Recht
entstehen.

Zwingend notwendig ist deshalb eine
zeitnahe Überarbeitung der Governance-
VO: Alle richtungweisenden Bestimmun-
gen sind in der Governance-VO selbst zu
verorten und ihre Umsetzung durch Ein-
bettung in einen verbindlicheren und ro-
busteren, das heißt klaren, Rechtssicher-
heit vermittelnden Governance-
Mechanismus in der Governance-VO si-
cherzustellen. Nur so kann der „Umweg“
über nationale Umsetzungsakte, wie er
im Falle einer Regelung der Inhalte in
sektorspezifischen Richtlinien notwendig
wäre, vermieden und kostbare Zeit ge-
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spart werden. Weiter ermöglicht nur die
unmittelbare Wirkung der Verordnung,
Diskrepanzen bei der Umsetzung zu ver-
meiden und dergestalt Rechtssicherheit
und -klarheit zu gewährleisten.

Vor diesem Hintergrund, exemplarisch
dargestellt anhand der geltenden sowie
der in den Reformen geplanten Rechtsla-
ge in den Bereichen Erneuerbare Energi-
en, Energieeffizienz und Gebäudeeffizi-
enz, werden in diesem Kurzdossier
Handlungsoptionen präsentiert, mit de-
nen die analysierten strukturellen (Hand-
lungsoption 1) sowie inhaltlichen (Hand-
lungsoption 2) Defizite der Governance-
VO im Wege einer Revision behoben wer-
den könnten.

Dabei wird im Rahmen der ersten Option
zum einen die Erhöhung des Verpflich-
tungsgrades der mitgliedstaatlichen Be-
folgungspflichten der Governance-Anfor-
derungen, zum anderen die Einführung
beziehungsweise Klarstellung von Sank-
tionsmöglichkeiten bei Eintritt von Ambi-
tions- und Durchführungslücken vorge-
schlagen. Neben der Klarstellung der
Möglichkeit der Durchführung von Ver-
tragsverletzungsverfahren im Bereich Er-
neuerbarer Energien sowie der Stärkung

dieser Möglichkeit im Bereich Energieef-
fizienz durch eine Verschärfung des
Wortlauts und Einführung von Referenz-
werten, wird auch die Idee lanciert, eine
Konditionalität zwischen der Einhaltung
der Kommissionsempfehlungen und fi-
nanzieller Förderung zu schaffen.

Die zweite Option setzt auf Kohärenz als
Mittel zur Stärkung des Governance-Me-
chanismus: Die Governance-Anforderun-
gen sollen insgesamt geschärft und stär-
ker in der Governance-VO vereinheitlicht
werden. Weiter soll ein System zur ein-
heitlichen Erarbeitung der unterschiedli-
chen Typen von sektorspezifischen Teil-
zielen im Bereich der Erneuerbaren
Energien geschaffen werden, um die in-
soweit unterschiedlich verlaufenden nati-
onalen Prozesse möglichst einheitlich zu
gestalten.
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Die EU-Kommission hat in Reaktion auf
den russischen Angriffskrieg gegen die
Ukraine und zur Erreichung der Klima-
schutzziele am 18. Mai 2022 den „RE-
PowerEU“-Plan1 vorgelegt. Neben kurz-
fristigen Maßnahmen zur Abwehr einer
drohenden Gasunterversorgung und ho-
her Energiepreise verfolgt die EU vier
Zielsetzungen: die Energiewende zu be-
schleunigen, Energie einzusparen, Ener-
gieeinfuhren zu diversifizieren und diese
Reformen mit Investitionen zu verbin-
den.2Die EU-Kommission knüpft mit
ihrem „REPowerEU“-Plan an ihre eige-
nen, erst im Juli 2021 vorgelegten „Fit
for 55“-Vorschläge zur Änderung3 der Er-
neuerbare-Energien-Richtlinie4 (EE-Richt-
linie) und zur Neufassung5 der Energieef-
fizienz-Richtlinie6 an. Sie geht über diese
hinaus, indem sie unter anderem eine
Erhöhung der EU-Ziele für Energieeffizi-
enz und den Anteil Erneuerbarer Energi-
en bis 20307 vorschlägt. Das „Fit for 55“-
Paket dient der Verwirklichung der im
Rahmen des EU Green Deal8 definierten
und im EU-Klimagesetz9 normierten EU-
Klimaziele.10 In den Bereichen Energieef-
fizienz, Gebäudeeffizienz11 und Ausbau
Erneuerbarer Energien (EE) enthalten
die noch nicht verabschiedeten „Fit for
55“-Änderungsvorschläge verschärfte
Planungs- und Monitoringpflichten für
Mitgliedstaaten und EU-Kommission.
Durch die neuen „REPowerEU“-Vorschlä-
ge handelt es sich um einen Prozess der
Änderung von Änderungsvorschlägen,
also in gewissem Sinne um sich überho-
lende Gesetzgebungsvorschläge.

Der rahmensetzende und übergreifende
Governance-Mechanismus, den die EU
durch die Governance-Verordnung12 er-
richtet hat, soll nicht revidiert werden. Er
verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Plan-
aufstellung und Berichterstattung in den
fünf Dimensionen der Energieunion (De-
karbonisierung, Energieeffizienz, Sicher-
heit der Energieversorgung, Energiebin-
nenmarkt sowie Forschung, Innovation
und Wettbewerbsfähigkeit).13 Die EU-
Kommission ist für das Monitoring der
für diese Dimensionen formulierten uni-
onsweiten Ziele zuständig.14

Die angestrebten Reformen („Fit for 55“-
Paket und „REPowerEU“-Plan) lassen
insgesamt einen Ansatz erkennen, der
sich stark auf Änderungen sektoraler
Rechtsakte15 konzentriert. Die Folge ist
eine zunehmende Zersplitterung und
Fragmentierung des 2018 errichteten
übergreifenden Governance-Mechanis-
mus. Diese Entwicklung ist als nachteilig
zu bewerten, da ein wesentlicher Vorteil,
den eine Änderung der Governance-VO
bieten würde, ungenutzt bleibt: die Vor-
gaben der Governance-VO gelten, kraft
ihrer Rechtsnatur als Verordnung, un-
mittelbar in allen Mitgliedstaaten.16An-
ders gewendet: Es bedarf keines mit-
gliedstaatlichen Umsetzungsakts mehr.

Dies würde zum einen zu einer erhebli-
chen Zeitersparnis führen: Die beabsich-
tigten Änderungen der Planungs- und
Berichtspflichten in den sektoralen
Rechtsakten, die aus Richtlinien beste-
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hen,17 bedürfen einer Umsetzung in das
nationale Recht, bevor sie Geltung bean-
spruchen.18 Zum anderen garantiert eine
unmittelbare Wirkung kraft Verordnung
eine Vereinheitlichung der gesamteuro-
päischen Rechtslage. Eine Änderung nur
der sektoralen Rechtsakte steht hinge-
gen im eklatanten Widerspruch zum ur-
sprünglichen Design des europäischen
Energie-und Klimaschutzrechts19 sowie
der Governance-VO. Dieses Design be-
zweckt das Aufsetzen eines integrieren-
den, sektorübergreifenden Governance-
Mechanismus für die Energieunion und
den Klimaschutz.20 Konsequenz des bis-
lang gewählten Vorgehens punktueller
Änderungen sektoraler Rechtsakte wie
der EE- oder Energieeffizienz-Richtlinie
wäre der Verlust an Kohärenz und Trans-
parenz, die der übergreifende Gover-
nance-Mechanismus zur Erreichung der
Energie- und Klimaziele der Union bieten
kann. Kohärenz- und Transparenzverlus-
te können zu einem Mangel an Rechtssi-
cherheit und Compliance führen.21 Der
Verzicht auf eine Verortung aller rich-
tungweisenden, Governance-bezogenen
Bestimmungen in der Governance-VO
birgt überdies die Gefahr, dass die im
sektoralen Recht verstreuten Einzelbe-

stimmungen zu Brüchen, unter Umstän-
den sogar zu Widersprüchen, zwischen
den einzelnen Bestimmungen führen.
Dies gilt erst recht für das umgesetzte
nationale Unionsrecht.

Die wesentliche Lücke des EU Green Deal
und des „REpowerEU“-Plans ist das Feh-
len einer grundlegenden Überarbeitung
des bestehenden Governance-Mechanis-
mus, die auch seine strukturellen und in-
haltlichen Defizite adressiert. Dies führt
zu einer Schwächung dieses noch jun-
gen, zentralen Steuerungsmechanismus
der EU-Energieunion und des Klima-
schutzes. Im Hinblick auf die großen Her-
ausforderungen der Transformation der
Energieversorgung bis 2030 und dar-
über hinaus ist die Etablierung eines ver-
bindlicheren („gehärteten“) und robuste-
ren Governance-Mechanismus, der
Klarheit und Rechtssicherheit vermittelt,
essentiell. Dringend notwendig ist dem-
nach eine Reform der Governance-VO.
Dies gilt nicht nur vor dem Hintergrund
des Klimaschutzes, sondern gerade
auch, um Energieversorgungssicherheit
und Preisgünstigkeit zu gewährleisten.

4



2.1. Neue zentrale Steuerung über die
Governance-VO

Die Ende 2018 in Kraft getretene Gover-
nance-VO22 war Teil des EU-Initiativpa-
kets „Saubere Energie für alle Europä-
er“,23 das den gesetzlichen Rahmen zur
Erreichung der Klima- und Energieziele
der Union für 2030 setzt. In seinem Zen-
trum steht die „Errichtung einer Energie-
union und für Klimaschutz“ bestehend
aus fünf Dimensionen: (i) Fortentwick-
lung der Integration des Energiebinnen-
marktes, (ii) Verbesserung der Energie-
versorgungssicherheit, insbesondere mit
Blick auf die Versorgung mit Energieträ-
gern aus Drittstaaten, (iii) Verbesserung
der Energieeffizienz, (iv) Entwicklung ei-
ner kohlenstoffarmen Wirtschaft durch
die EU-Klimapolitik, (v) Förderung von
Forschung, Innovation und Wettbewerbs-
fähigkeit.24 Die Governance-VO setzt in
diesen Bereichen, insbesondere bei Er-
neuerbaren Energien und Energieeffizi-
enz, auf Planung, indem sie für die je-
weils sekundärrechtlich festgelegten
Ziele den Mitgliedstaaten konkrete
Planaufstellungspflichten auferlegt.25

Mitgliedstaatliche Melde-, Berichts- und
Monitoringpflichten sollen die Effektivität
der Pläne unterstützen.26 Die Gover-
nance-VO bezweckt die Erfüllung der uni-
onalen Verpflichtungen aus dem Pariser

Übereinkommen zum Klimaschutz.27Als
solche ist sie als sogenannter „Umbrella-
Rechtsakt“,28 der den zentralen Steue-
rungsmechanismus auf dem Gebiet der
Energie- und Klimapolitik darstellt, zu
bezeichnen.29

Im Zentrum der Governance-VO stehen
zwei Arten von Plänen: Langfrist-Strate-
gien, die einen Zeithorizont von 30 Jah-
ren haben,30 und die integrierten natio-
nalen Energie- und Klimapläne (NECPs),
die alle zehn Jahre fortzuschreiben
sind.31 Beide Arten von Plänen sind von
den Mitgliedstaaten zu konkret festge-
legten Terminen zu erstellen und bei der
Kommission einzureichen.32 Neben der
Erfüllung der völkerrechtlichen Verpflich-
tungen soll auf diesem Wege auch die Er-
reichung der unionalen Ziele, insbeson-
dere in den Bereichen des Ausbaus Er-
neuerbarer Energien und Energieeffizi-
enz, gewährleistet werden.33 Nach der
Grundkonzeption der Governance-VO
sind in den NECPs die nationalen Beiträ-
ge, die dann gemeinsam zur Erfüllung
der europäischen Klima- und Energiezie-
le führen sollen, festzulegen. Die natio-
nalen Zielpfade bilden zusammenge-
nommen die unionalen Pfade zur Zieler-
reichung auf europäischer Ebene.34

2. AUSGANGSBEFUND:
GOVERNANCE-MECHANIS-
MUS ZWISCHEN WEICHER
UND GEHÄRTETER
STEUERUNG
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Um die Erreichung der Ziele zu gewähr-
leisten, sieht die Governance-VO einen
Lückenschließungsmechanismus vor:35

Eine Ambitionslücke bezeichnet den Zu-
stand, dass die Planentwürfe der Mit-
gliedstaaten in Summe nicht ausreichen,
um die unionsweiten Ziele zu erreichen.36

Entsteht sie im Bereich der Erneuerba-
ren Energien, muss die Kommission den
Mitgliedstaaten Empfehlungen ausspre-
chen, wie die Ambition zu steigern ist.37

Im Bereich der Energieeffizienz kann die
Kommission eine Empfehlung ausspre-
chen.38 Eine Durchführungslücke ent-
steht, wenn die Mitgliedstaaten ihre ei-
genen, in den NECPs festgelegten Maß-
nahmen nicht ausreichend umsetzen.39

Entdeckt die Kommission solche Durch-
führungslücken im Rahmen der regel-
mäßigen Fortschrittsbewertungen der
NECPs, gibt sie gleichfalls den Mitglieds-
taaten Empfehlungen.40 Den Empfehlun-
gen haben die Mitgliedstaaten aber le-
diglich „gebührend Rechnung“ zu tra-
gen.41 Sie sind unverbindlicher Natur, so
dass keine Befolgungspflicht besteht.42

Nur im Bereich Erneuerbarer Energien
sind die Mitgliedstaaten bei Eintritt einer
Durchführungslücke und in Folge dessen
der Nichterreichung eines Referenzwer-
tes des unionalen Zielpfades verpflichtet,
innerhalb eines Jahres zusätzliche Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Lücke zu
ihrem nationalen Referenzwert zu schlie-
ßen.43

2.2 Ansätze härterer Steuerung im
Bereich Erneuerbarer Energien

Im Rahmen dieser dem Charakter nach
weichen Steuerung lässt sich eine härte-
re Steuerung lediglich ansatzweise im
Bereich der Erneuerbaren Energien iden-
tifizieren: Hier wird ein angemessener
nationaler Beitrag mit einem indikativen
Zielpfad, ausgerichtet auf die Erreichung
des im jeweiligen sektoralen Recht fest-
gelegten Ziels, unterlegt,44 dem die Mit-
gliedstaaten bei der Erstellung ihrer
NECPs Rechnung tragen sollen.45 Errei-
chen die Mitgliedstaaten mit ihren jewei-
ligen nationalen Beiträgen in Summe die
gesamteuropäischen Ziele nicht oder
stellt die Kommission unzureichende
Fortschritte bezüglich der mitgliedstaat-
lichen Beiträge im Rahmen der Fort-
schrittsberichterstattung fest, gibt sie
Empfehlungen zum Schließen dieser Am-
bitions-46 oder Durchführungslücken.47

Berücksichtigen die Mitgliedstaaten sie
nicht, müssen sie ihr Handeln rechtferti-
gen.48 Die Umsetzung bleibt dennoch im
Ergebnis grundsätzlich eine freiwillige.
„Indikative Zielpfade“ mit Referenzwer-
ten in 2022, 2025 und 2027 sollen dar-
über hinaus im Bereich der Erneuerba-
ren Energien Sorge dafür tragen, dass
die Mitgliedstaaten ihre zugesicherten
Beiträge auch fristgerecht bereitstellen.49

Abweichungen sind im Bereich Erneuer-
barer Energien – im Fall einer Durchfüh-
rungslücke – innerhalb eines Jahres
durch zusätzliche nationale Maßnahmen
zu adressieren, wenn einer der Referenz-
werte des indikativen Zielpfads der Uni-
on nicht erreicht wird.50

Im Bereich der Energieeffizienz fehlt es
an diesen härteren Elementen des Steu-
erungsmechanismus: Es existiert weder
ein Mechanismus, der vergleichbar der
Formel zur Bestimmung der nationalen
Beiträge im Bereich Erneuerbarer Ener-
gien als standardsetzender Orientie-
rungsmaßstab für die nationalen Beiträ-
ge im Bereich Energieeffizienz dienen
könnte, noch sind „indikative Zielpfade“
für den Energieeffizienzbereich veran-
kert.51

2.3 Steuerungsdefizite und ihre Gründe

Die Schwäche dieser Vorgehensweise be-
legt eine Analyse zur Umsetzung der ers-
ten Empfehlungen der Kommission zu
den Ambitionslücken in den — von den
Mitgliedstaaten erstellten — NECPs in
den Bereichen Erneuerbare Energien
und Energieeffizienz: Bereits hinsichtlich
erster Entwürfe nationaler Klima- und
Energiepläne identifizierte die Kommissi-
on in beiden Bereichen „europäische“
Ambitionslücken,52 wobei die Lücke im
Bereich der Energieeffizienz deutlich grö-
ßer ausfiel als im Bereich Erneuerbare
Energien.53 Die daraufhin von der Kom-
mission ausgesprochenen Empfehlun-
gen zu den NECPs wurden nur von einer
Minderheit der Mitgliedstaaten – von die-
sen allerdings weitgehend – umgesetzt.54

Im Bereich der Erneuerbaren Energien
konnte damit die Ambitionslücke zur Er-
reichung des bisherigen 32 %-Ziels für
das Jahr 2030 gerade so geschlossen
werden. Im Energieeffizienzbereich be-
steht sie dagegen weiterhin fort.55

Die aggregierte Betrachtung der NECPs
zur Erhöhung des Anteils der Erneuerba-
ren Energien liegt zwischen 33,1 und
33,7 %56 und damit nur knapp über der
alten Zielmarke von 32 %, aber circa
7 Prozentpunkte vom „Fit for 55“-Ziel
von 40 %57 und circa 12 Prozentpunkte
vom „REPowerEU“-Ziel von 45 %58 ent-
fernt. Im Fall der Energieeffizienz errei-
chen die aggregierten NECPs bisher
noch nicht einmal die aktuelle Zielmarke
von 32,5 %, sondern – trotz der Bemü-
hungen der Kommission – lediglich
29,7 % im Bereich des Primärenergiever-
brauchs und 29,4 % im Bereich des End-
energieverbrauches.59

Die weiche Steuerung mittels Empfeh-
lungen der Kommission garantiert mit-
hin nicht, dass auf Ebene der Mitglied-
staaten identifizierte Ambitionslücken
tatsächlich geschlossen werden. Das
wirft die Frage auf, ob dieser Mechanis-
mus effektiv genug ist, die energie- und
klimapolitischen Ziele auf europäischer
oder nationaler Ebene zu erreichen.

Obwohl die Governance-VO in der Hand-
lungsform der unmittelbar wirkenden
Verordnung erlassen wurde, entpuppt
sie sich als lediglich rahmensetzendes,
den Mitgliedstaaten große Umsetzungs-
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spielräume eröffnendes, weiches und de-
fizitäres Steuerungsinstrument, was in
den begrenzten Gesetzgebungskompe-
tenzen der EU im Bereich der Energiepo-
litik begründet liegt. Folglich ähnelt die
Governance-VO im Hinblick auf ihre in-
haltliche Ausgestaltung stärker einer
Richtline, die lediglich hinsichtlich ihrer
Ziele verbindlich ist. Die Umsetzung, ins-
besondere die Wahl der Mittel zur Zieler-
reichung, überlässt sie hingegen den
Mitgliedstaaten.60

2.3.1 Begrenzte gerichtliche Durchsetz-
barkeit der Verpflichtungen aus der
Governance-VO

Unmittelbare Handlungsverpflichtungen
legt die Governance-VO den Mitglied-
staaten nur in den Bereichen der Plan-
aufstellung und der Berichtslegung auf.
Nur wenn Mitgliedstaaten gegen diese
lediglich prozeduralen Pflichten versto-
ßen, kommen grundsätzlich Vertragsver-
letzungsverfahren der Kommission als
„Sanktion“ in Betracht.61 Zwar wird zum
Teil vertreten, dass aufgrund der indika-
tiven Zielpfadfestlegungen der Kommis-
sion im Bereich Erneuerbarer Energien
eine Lückenschließungspflicht der Mit-
gliedstaaten besteht, die ebenfalls mit-
tels Vertragsverletzungsverfahren62

durchgesetzt werden könnte.63 Aller-
dings hat die Kommission ein solches
Vertragsverletzungsverfahren bislang
nicht in Betracht gezogen. Aufgrund des
Fehlens eines indikativen Zielpfads im
Bereich der Energieeffizienz und damit
konkreter Handlungspflichten der Mit-
gliedstaaten kommen hier keine Ver-
tragsverletzungsverfahren und folglich
keine Sanktionen wegen Ambitions- und
Durchführungslücken in Betracht.64

2.3.2 Begrenzte energiepolitische Gesetz-
gebungskompetenz der EU

Die Gründe für diese bisher weiche Steu-
erung in Form des Governance-Mecha-
nismus finden sich in der Verteilung der
Gesetzgebungskompetenzen zwischen
der EU und den Mitgliedstaaten für die
Energiepolitik:65 Art. 194 des Vertrags
über die Arbeitsweise der EU (AEUV), der
2009 durch den Lissabonner Vertrag ein-
geführt wurde, enthält eine geteilte
Kompetenz für die Energiepolitik. Seit-
dem stützt die EU-Kommission Maßnah-

men zum Ausbau Erneuerbarer Energien
und der Energieeffizienz auf Art. 194
AEUV und nicht mehr – wie zuvor – auf
Art. 192 AEUV (Umweltpolitik). Im Unter-
schied zum Status quo ante unter
Art. 192 AEUV unterliegt der europäi-
sche Gesetzgeber damit einer Begren-
zung seiner energiepolitischen Kompe-
tenz: Art. 194 Abs. 2 UAbs. 2 AEUV (sog.
energiepolitischer Souveränitätsvorbe-
halt der Mitgliedstaaten) berechtigt je-
den Mitgliedstaat zu einem Veto im Rat,
wenn eine EU-Maßnahme seine Energie-
ressourcen, seine Wahl zwischen ver-
schiedenen Energiequellen und die allge-
meine Struktur seiner Energieversorg-
ung berührt. Die Kommission, die sämtli-
che Änderungen der EE- und Energieeffi-
zienz-Richtlinie auf Art. 194 AEUV stützt,
wird insoweit gezwungen, nur Maßnah-
men vorzuschlagen, die de facto auf Kon-
sens im Rat stoßen.66

Es besteht zwar die Möglichkeit, den
Souveränitätsvorbehalt unter bestimm-
ten Voraussetzungen zu überwinden, al-
lerdings verlangt dies einen einstimmi-
gen Ratsbeschluss.67 Ungeachtet dieser
umstrittenen Frage nach den konkreten
rechtlichen Voraussetzungen ist die Ver-
wirklichung dieses Szenarios, allem vor-
an aus politikwissenschaftlicher Perspek-
tive, als sehr unrealistisch zu bewerten:
Die Wahrscheinlichkeit für einen Konsens
im Rat bei Maßnahmen, die die Energie-
souveränität eines Mitgliedstaates ein-
schränken, erscheint angesichts der
deutlichen energiepolitischen Divergen-
zen zwischen den Mitgliedstaaten äu-
ßerst unwahrscheinlich.68 Ohne eine stär-
kere Verlagerung – nicht durch ein
Vetorecht beschränkter – energiepoliti-
scher Kompetenzen auf die EU, bleibt de
facto nur die Möglichkeit des Rückgriffs
auf weiche Steuerungsmechanismen –
wie Planungsinstrumente. Indes setzt
diese Beseitigung der Begrenzung der
energiepolitischen Gesetzgebungskom-
petenzen eine Änderung des AEUV vor-
aus, die ebenfalls als politisch sehr un-
wahrscheinlich eingestuft werden kann.
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2.4 Keine Härtung durch das EU-
Klimagesetz

Die beschriebene weiche Steuerung
durch die Governance-VO führt zu Um-
setzungsdefiziten und Verfehlungen der
Klimaziele. Eine Gelegenheit zu ihrer
Härtung hätte der Erlass des EU-Klima-
gesetzes (VO (EU) 2021/1119) geboten.
Mit Erlass des EU-Klimagesetzes wurde
das europäische Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2050 sowohl in die Zielarchitektur
als auch in das Monitoringsystem der
Governance-VO integriert:69So wird der
Steuerungsmechanismus der Gover-
nance-VO zwar auf der Zielebene auf das
Langfristziel der Klimaneutralität ausge-
richtet, nicht aber der Governance-Me-
chanismus insgesamt überarbeitet. Die-
se lediglich inkrementelle Ausrichtung
der Governance-VO auf die neuen Klima-
ziele führt nicht dazu, dass die Empfeh-
lungen der Kommission verbindlich wer-
den und nunmehr zu beachten sind, und
führt mithin nicht zu einer Härtung des
Governance-Mechanismus.



In ihrem im Juli 2021 vorgelegten „Fit for
55“-Paket schlägt die EU-Kommission ei-
nen neuen Instrumentenmix zur Errei-
chung der EU-Klimaziele vor, ohne je-
doch eine entsprechende Änderung der
Governance-VO vorzusehen: So werden
die Ausdehnung des bisherigen EU-Emis-
sionshandels im Industrie- und Energie-
anlagenbereich auf den Schifffahrtsbe-
reich und die Einführung eines Emis-
sionshandels für den Gebäude- und Stra-
ßenverkehrsbereich,70 kombiniert mit re-
gulativen Maßnahmen,71 vorgeschla-
gen.72 Für die EE- und Energieeffizienz-
Richtlinie schlägt die EU-Kommission
eine deutliche Erhöhung der Ziele vor:
Der Anteil von Energie aus erneuerbaren
Quellen am Bruttoendenergieverbrauch
der Union soll im Jahr 2030 statt bisher
auf mindestens 32 % nun auf mindes-
tens 40 % steigen.73 Im Bereich der Ener-
gieeffizienz wird eine Erhöhung des Ziels
auf mindestens 9 % gegenüber den Pro-
jektionen des Referenzszenarios 2020
vorgeschlagen,74 was nach der bisheri-
gen Methodik (mit Referenzszenario
2007) einer Erhöhung des Ziels von bis-
her mindestens 32,5 % (gegenüber dem
Referenzszenario 2007) auf 36 % (Ende-
nergieverbrauch) beziehungsweise 39 %
(Primärenergieverbrauch) bis 2030 ent-
sprechen würde.75

Die vorgeschlagene Erhöhung der Ziel-
vorgaben für Erneuerbare Energien und
Energieeffizienz erhält im Kontext des
„REPowerEU“-Plans eine neue Begrün-
dung: Das Erreichen der sektoralen Ziele
wird nicht (nur) als Schritt in Richtung
Dekarbonisierung, sondern vor allem
auch als wesentlicher Beitrag zu den an-
deren beiden Zielen des energiepoliti-
schen Zieldreiecks – Energieversor-
gungssicherheit und Preisgünstigkeit –
erachtet. Infolgedessen hat die EU-Kom-
mission in ihren neuen Gesetzentwürfen
vom 18. Mai 2022 eine erneute Erhö-
hung des EU-Erneuerbaren-Ziels auf
mindestens 45 %76 und des Energieeffizi-
enzziels auf mindestens 13 % (gegen-
über dem Referenzszenario 2020)77 vor-
geschlagen.

Teil der Vorschläge des „Fit for 55“-Pa-
kets sind neue Planungs-, Berichts-,
Überwachungs- und Handlungspflichten
für die Mitgliedstaaten und die EU-Kom-
mission (s. Abschnitte 3.1.–3.3.). Sie sol-
len allerdings ausschließlich durch Ände-
rungen der sektorspezifischen Richt-
linien (Erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz) erfolgen. Eine umfassende
Änderung der Governance-VO zwecks
Vereinheitlichung und Vereinfachung
schlägt die EU-Kommission nicht vor,
sondern behält sich lediglich eine mögli-

3. KEINE ÄNDERUNG DER
GOVERNANCE-VO DURCH
„FIT FOR 55“-PAKET UND
„REPOWEREU“-PLAN
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che spätere Anpassung vor.78 Im Rah-
men des „REPowerEU“-Plans führt sie
aus: „Mit diesem Vorschlag wird kein
neues Planungs- und Berichterstattungs-
system geschaffen; die Planung und Be-
richterstattung unterliegt vielmehr dem
bestehenden Planungs- und Berichter-
stattungsrahmen gemäß der Verord-
nung (EU) 2018/1999. Mit einer künfti-
gen Überarbeitung der Governance-VO
wäre die Konsolidierung dieser Berichter-
stattungsanforderungen möglich.“79 Die
Governance-bezogenen Vorschläge in
den sektoralen Rechtsakten sind aller-
dings so fragmentiert, detailhaft und di-
vers, dass sie aufgrund ihrer Zersplitte-
rung geeignet sind, eine effektive Um-
und Durchsetzung durch die Mitglied-
staaten zu gefährden.

3.1 EU-Änderungsvorschläge für
die EE-Richtlinie

Die Änderungsvorschläge für die EE-
Richtlinie im Rahmen des „Fit for 55“-
Pakets80 beinhalten die Neueinführung
oder Verstärkung sektorspezifischer Teil-
ziele mit jeweils unterschiedlicher rechtli-
cher Verbindlichkeit. Für den Industrie-
bereich wird ein indikatives81 Mindestziel
der Mitgliedstaaten für die Nutzung Er-
neuerbarer Energien vorgeschlagen, das
wiederum ein verpflichtendes nationales
Teilziel für den Einsatz „grünen Wasser-
stoffes“ enthält.82 Für die Erneuerbaren-
Nutzung im Wärme-/Kälte- bzw. Ver-
kehrsbereich werden neue, für die Mit-
gliedstaaten verbindliche nationale Min-
deststandards bzw. Minderungsquoten
eingeführt.83 Für die Nutzung Erneuerba-
rer Energien in Gebäuden schlägt die
EU-Kommission vor, auf europäischer
Ebene ein indikatives Mindestziel bis
2030 festzulegen:84 Die Mitgliedstaaten
sollen ihrerseits verpflichtet werden, eine
nationale indikative Zielvorgabe festzule-
gen, die – gemeinsam mit Angaben dar-
über, wie sie diese zu erreichen planen –
in ihre aktualisierten NECPs aufzuneh-
men ist. Das Teilziel für die Nutzung Er-
neuerbarer Energien wird damit in die
Planungs- und – folgerichtig – Berichts-
pflichten der Mitgliedstaaten aus der Go-
vernance-VO integriert, ohne indes die
Governance-VO zu ändern.

Die Änderungsvorschläge zur EE-Richtli-
nie nach dem „REPowerEU“-Plan fügen
ergänzend zu den geplanten „Fit for 55“-
Änderungen weitere Bezüge zur Gover-
nance-VO hinzu. Danach sollen die Mit-
gliedstaaten verpflichtet werden, jene
Land- und Seegebiete, die für ihren Bei-
trag zur Erreichung des 2030-Ziels erfor-
derlich sind, zu kartieren.85 Hierbei ist
Übereinstimmung mit den NECPs herzu-
stellen: „Diese Gebiete müssen mit den
erwarteten Zielpfaden und der geplanten
installierten Gesamtleistung im Einklang
stehen, die nach einzelnen Technologien
für Erneuerbare Energien in den gemäß
Art. 14 der Verordnung (EU) 2018/1999
aktualisierten nationalen Energie- und
Klimaplänen der Mitgliedstaaten festge-
legt wurden“.86 Diese Änderung würde
die Kartierungen inhaltlich sinnvoll mit
den NECPs verzahnen, setzt aber voraus,
dass die NECP in Bezug auf Zielpfade
und die Pläne für installierte Gesamtleis-
tungen das auf 45 % angehobene 2030-
Ziel bereits berücksichtigen.

Eine weitere wesentliche Änderung im
„REPowerEU“-Vorschlag zur Änderung
der EE-Richtlinie betrifft die Einführung
sogenannter „go-to“-Gebiete als Vor-
ranggebiete für die Nutzung Erneuerba-
rer Energien.87 Hierzu erlassen die Mit-
gliedstaaten einen oder mehrere geson-
derte Pläne.88 Diese Pläne müssen veröf-
fentlicht und „regelmäßig zumindest im
Rahmen der Aktualisierung der nationa-
len Energie- und Klimapläne gemäß Arti-
kel 14 der Verordnung (EU) 2018/1999
überprüft“ werden.89 Dass hier lediglich
auf die Aktualisierungsverpflichtung der
Mitgliedstaaten im Rahmen der Gover-
nance-VO verwiesen wird, lässt unklar er-
scheinen, ob nur die Mitgliedstaaten an-
gehalten sind, die Kohärenz zwischen
den „go-to“-Gebietsplänen und den
NECPs im Rahmen der Aktualisierung zu
überprüfen, oder ob auch die Kommissi-
on in diese Überprüfung einbezogen sein
soll.

3.2 EU-Änderungsvorschläge für die
Energieeffizienz-Richtlinie

Angesichts der eher ernüchternden Er-
gebnisse hinsichtlich des gemeinsamen
Ambitionsniveaus der Mitgliedstaaten im
Energieeffizienzbereich (s. Abschnitt 2.3)
verwundert es nicht, dass die EU-Kom-
mission mit dem „Fit for 55“-Paket eine
grundlegende Neufassung der Energieef-
fizienz-Richtlinie vorschlägt.90 Sie bein-
haltet auch eine Neugestaltung der Go-
vernance-Strukturen in diesem Bereich.

Nachdem bereits im Kommissionsvor-
schlag aus 2021 auf verbindliche natio-
nale Ziele verzichtet wurde,91 soll zumin-
dest anstelle des, jedenfalls nicht
explizit, als verbindlich deklarierten
32,5 % headline-targets für 2030 der
bisherigen Energieeffizienz-Richtlinie92

ein verbindliches EU-Mindestziel bis
2030 eingeführt werden:93 die Verringe-
rung des Energieverbrauchs um 9 % im
Jahr 2030 gegenüber den Projektionen
des Referenzszenarios 2020.94 Für des-
sen Erreichung müssen die Mitgliedstaa-
ten ihre nationalen Energieeffizienzbei-
träge, versehen mit einem indikativen
Zielpfad, festlegen.95 Dabei sollen die Mit-
gliedstaaten auf eine neue, in der Richtli-
nie verankerte „indikative Formel mit ob-
jektiven Kriterien“ zurückgreifen.96 Der
nationale Beitrag und der Zielpfad sind
in den aktualisierten NECPs 2023/2024
aufzunehmen.97 In der Folgezeit ergäben
sich dann entsprechende Berichtspflich-
ten der Mitgliedstaaten. Korrespondie-
rend beziehen sich die Überwachungs-
aufgaben der EU-Kommission auf ver-
schiedene Zeitpunkte und Ebenen des
Governance-Prozesses: Nachdem die na-
tionalen Energieeffizienzbeiträge Teil der
aktualisierten NECPs geworden sind, be-
wertet die EU-Kommission die Entwürfe
der aktualisierten NECPs nach den allge-
meinen Governance-Regeln98 und spricht
ggf. länderspezifische Empfehlungen
aus, insbesondere wenn sich eine Ambiti-
onslücke hinsichtlich des EU-Ziels ergibt.
Auch bei der Fortschrittsbewertung wird
auf den allgemeinen Rahmen nach der
Governance-VO zurückgegriffen.99 Neu
sind hingegen die erweiterten Hand-
lungspflichten der Mitgliedstaaten im
Falle des Auftretens einer Durchfüh-
rungslücke, die aber nicht direkt in die
Governance-VO, sondern unmittelbar in
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die dann reformierte Energieeffizienz-
Richtlinie eingeführt werden würden: Die
Mitgliedstaaten müssen bei Überschrei-
ten ihres nationalen Zielpfads zusätzli-
che nationale Maßnahmen ergreifen und
binnen eines Jahres umsetzen.100 Der
Energieeffizienz-Richtlinienvorschlag ent-
hält hier einen Beispielskatalog für Maß-
nahmen,101 der in Anlehnung an die Vor-
schriften über den Governance-Mecha-
nismus für Erneuerbare Energien in der
Governance-VO ausgestaltet wurde.102

Ferner gilt es zu beachten: Neben die-
sen, auf ein neues EU-Gesamtziel im
Energieeffizienzbereich bezogenen Pla-
nungs- und Berichtspflichten finden sich
im Energieeffizienz-Richtlinienvorschlag
2021 weitere Pflichten der Mitgliedstaa-
ten mit Governance-Bezug. Neu einge-
führt werden soll die „Vorreiterrolle des
öffentlichen Sektors im Bereich der Ener-
gieeffizienz“. Der Vorschlag umfasst die
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, sicher-
zustellen, „dass der Gesamtendenergie-
verbrauch aller öffentlichen Einrichtun-
gen zusammen gegenüber dem Jahr X-2
(wobei X das Jahr ist, in dem diese Richt-
linie in Kraft tritt) jährlich um mindes-
tens 1,7 % gesenkt wird“.103 Die Mit-
gliedstaaten haben in ihre NECPs eine
Liste der öffentlichen Einrichtungen auf-
zunehmen, die zur Erfüllung dieser Ver-
pflichtung beitragen, sowie die von den
einzelnen Einrichtungen zu erzielende
Senkung des Energieverbrauchs und die
Maßnahmen, die sie planen, um dies zu
erreichen.104

Zudem haben die Mitgliedstaaten eine
umfassende Bewertung ihrer zukünfti-
gen Wärme- und Kälteversorgung in ihre
(aktualisierten) NECPs und Fortschritts-
berichte aufzunehmen und konkrete
Strategien und Maßnahmen zu benen-
nen.105 Hinsichtlich der Überwachungs-
aufgaben der EU-Kommission fällt der
Vorschlag dabei allerdings erneut aus
dem Rahmen, denn er verweist nicht auf
die allgemeinen Regeln in der Gover-
nance-VO, sondern schafft eine eigen-
ständige, sektorale Verpflichtung: So hat
die EU-Kommission erstmals zum
31.10.2025 und danach alle vier Jahre
„die bestehenden Maßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz und zur De-

karbonisierung der Wärme- und Kälte-
versorgung“ zu bewerten.106

Der weitere Vorschlag zur Änderung der
Energieeffizienz-Richtlinie im Rahmen
des „REPowerEU“-Plans bezieht sich –
zusätzlich und auf den „Fit for 55“-Vor-
schlag107 aufbauend – ausschließlich auf
die Zielerhöhung des 9 %-Ziels auf
13 %108 und ändert keine der zuvor be-
schriebenen Änderungsvorschläge.

Die vorgeschlagenen Änderungen im Be-
reich der Energieeffizienz109 geben An-
lass zu der Frage, ob ein Vertragsverlet-
zungsverfahren zumindest bei Nichter-
greifen von Gegenmaßnahmen bei Fest-
stellung einer Durchführungslücke zuläs-
sig ist: Einerseits beinhaltet der Richtlini-
enentwurf der Kommission eine gemein-
same Verpflichtung der Mitgliedstaaten
zur Sicherstellung der Erreichung des
unionalen Ziels,110 andererseits die Mög-
lichkeit, Mitgliedstaaten im Falle der Ent-
stehung von Durchführungslücken zu
verpflichten, binnen eines Jahres Maß-
nahmen zu ergreifen, um „wieder auf ei-
nen guten Weg zur Verwirklichung ihrer
Energieeffizienzbeiträge“111 zu gelangen.
Trotz dieser augenscheinlichen Paralle-
len zur geltenden Rechtslage bei Durch-
führungslücken im Bereich von Erneuer-
baren Energien (s. Abschnitt 2.2) sind
zwei qualitative Unterschiede feststell-
bar: Zum einen fehlt es im Kommissions-
vorschlag an Referenzwerten, wie sie im
Bereich Erneuerbarer Energien bereits
vorliegen und dort die mitgliedstaatli-
chen Handlungspflichten weiter konkreti-
sieren. Zum anderen ist die vorgeschla-
gene Formulierung bezogen auf mit-
gliedstaatlichen Pflichten im Falle einer
Durchführungslücke schwächer, als sie
in Bezug auf Erneuerbare Energien ver-
wandt wird.112

3.3 EU-Änderungsvorschläge für die
Gebäudeeffizienz-Richtlinie

Darüber hinaus schlägt die EU-Kommis-
sion Änderungen der Gebäudeeffizienz-
Richtlinie113 vor, wonach die bisherige
langfristige Renovierungsstrategie durch
einen nationalen Gebäuderenovierungs-
plan ersetzt werden soll.114 Der Schritt
von einer Strategie zu einem Plan stellt
eine Aufwertung in der Sache dar: Die
Renovierungsstrategie ist bisher ledig-
lich Gegenstand der Ausführungen im
NECP in der Dimension Energieeffizienz.
Der neue nationale Gebäuderenovie-
rungsplan soll hingegen als eigenständi-
ger Plan ausgestaltet werden, dessen
erster Entwurf ein Jahr nach den nächs-
ten Aktualisierungen der NECPs vorge-
legt werden soll.115 Auch wenn die Pla-
nentwürfe zukünftig Teil der NECP-
Entwürfe werden sollen,116 erfolgt eine
zeitliche Synchronisierung erst später.
Die Planungs-, Berichts-, Überwachungs-
und Handlungspflichten der Mitglieds-
taaten und der EU-Kommission sollen
sich zum Teil aus der Gebäudeeffizienz-
Richtlinie, zum Teil – durch entsprechen-
den Verweis – aus der Governance-VO er-
geben.117 Da die Planungs- und Berichts-
pflichten der Mitgliedstaaten zur bis-
herigen, zukünftig dann hinfälligen Re-
novierungsstrategie in der Governance-
VO aber bestehen bleiben sollen, erge-
ben sich widersprüchliche Anwendungs-
befehle. Diese sind aufzuheben, nicht nur
aus Gründen einer verbesserten Kohä-
renz, sondern auch um Klarheit über die
nunmehr gestellten Anforderungen für
die Mitgliedstaaten zu schaffen.
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3.4 Zwischenfazit

Die durch das „Fit for 55“-Paket und den
„REPowerEU“-Plan geplanten Änderun-
gen der Energieeffizienz-Richtlinie zeich-
nen sich durch eine Fortschreibung der
bereits im Bereich Erneuerbarer Energi-
en vorhandenen stärkeren Verbindlich-
keit von Zielpfaden („härtere“ Soft-Go-
vernance) aus. Die EU-Kommission
versucht insoweit, den Governance-Me-
chanismus der Governance-VO durch
sektorspezifische Verschärfungen der
Compliance-Anforderungen der Mit-
gliedstaaten zu stärken, ohne die Gover-
nance-VO an sich zu ändern. Dadurch
wird indes die Funktion der Governance-
VO als rahmensetzender, unmittelbar
wirkender Lenkungsmechanismus zu-
rückgedrängt. Wirksamkeit entfalten die-
se Verschärfungen erst, wenn die Mit-
gliedstaaten die geänderten EU-Richt-
linien in nationales Recht umgesetzt ha-
ben.

Ferner sieht der „Fit for 55“-Vorschlag
der EU-Kommission für die EE-Richtlinie
in Bezug auf das indikative Mindestziel
für die Nutzung Erneuerbarer Energien
in Gebäuden in 2030 keine Vorgaben
dazu vor, welche zusätzlichen nationalen
Maßnahmen die Mitgliedstaaten ergrei-

fen sollten, sofern keine ausreichenden
Fortschritte festgestellt wurden. Auch
hier wäre eine parallele Ausgestaltung
zu den Governance-Anforderungen für
das Erreichen des sektoralen Gesamt-
ziels im Bereich Erneuerbarer Energien
bis 2030 sinnvoll. Da der „Fit for 55“-Än-
derungsvorschlag für die EE-Richtlinie
nur die sektoralen Teilziele an sich fest-
legt, wäre für deren sicheres Erreichen
eine parallel erfolgende Stärkung der
Monitoringinstrumente in der Gover-
nance-VO erforderlich.

Insgesamt verdeutlichen diese Reform-
prozesse, dass es ihnen an einem ein-
heitlichen und transparenten Ansatz
fehlt. Zum Teil führen sie – wie im Ge-
bäudeeffizienz-Bereich – sogar zu Wider-
sprüchen zum Governance-Mechanis-
mus, da mit dem neuen Gebäudereno-
vierungsplan und der bisherigen Reno-
vierungsstrategie zwei Planungsinstru-
mente unabgestimmt nebeneinanderste-
hen. Widersprüchliche Anwendungs-
befehle sind zwingend aufzuheben. Eine
verbesserte Kohärenz, Klarheit und da-
mit Rechtssicherheit kann nur entste-
hen, wenn entsprechend der Gover-
nance-Mechanismus in der Governance-
VO reformiert wird.
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Die geplanten Maßnahmen der Kommis-
sion sind ein weiterer Schritt zur Här-
tung der Governance-Anforderungen.
Angesichts der geplanten drastischen
Steigerung der Ziele sind diese jedoch
als nicht ausreichend zu beurteilen, da
sie lediglich partiell und überwiegend in-
krementell, teilweise sogar widersprüch-
lich sind. Um die Zielerreichung im Be-
reich der Energieeffizienz und der Erneu-
erbaren Energien tatsächlich zu gewähr-
leisten, bedarf es vielmehr einer wesent-
lich stärkeren und einheitlichen, das
heißt alle Sektoren umfassenden, Här-
tung der Governance-Mechanismen in
der Governance-VO. Folgende Optionen
könnten dabei helfen, die bestehenden
Um- und Durchsetzungsdefizite der EE-
und Energieeffizienzziele bis 2030 auf
der Ebene der Mitgliedstaaten zu beseiti-
gen. Die Optionen, einerseits strukturelle
Defizite der Governance-VO zu beheben
(1) sowie andererseits Kohärenz und
Rechtssicherheit des Governance-Mecha-
nismus in der Governance-VO zu stärken
(2), verhalten sich dabei grundsätzlich
additiv zueinander, das heißt sie sollten
beide umgesetzt werden, könnten aber
auch unabhängig voneinander umge-
setzt werden.

Handlungsoption 1: Im Rahmen
der Reform strukturelle Defizite
der Governance-VO beheben

Die vorgeschlagenen Änderungen in den
EU-Richtlinien zu Erneuerbaren Energi-
en, Energie- und Gebäudeeffizienz müs-
sen durch entsprechende Nachbesserun-
gen in der Governance-VO geordnet und
flankiert werden. Dies ist jedoch bisher
weder im „Fit for 55“-Legislativpaket
noch im „REPowerEU“-Plan vorgesehen.
Sollen die neuen Regelungen kohärent
in den mitgliedstaatlichen NECPs umge-
setzt werden, sollte die Kommission die
Überarbeitung der Governance-VO zügig
auf die Tagesordnung setzen, damit die
Governance-VO vor Beginn der Update-
phase der NECPs im Sommer 2023 refor-
miert ist und dann auch unmittelbare
Wirksamkeit – ohne Erfordernis der wei-
teren Umsetzung in das Recht der Mit-
gliedstaaten – entfaltet. In den Begrün-
dungen zu den Entwürfen wird eine
Überarbeitung der Governance-VO zwar
angedeutet (s. Abschnitt 3.). Einen kon-
kreten Fahrplan sucht man jedoch ver-
geblich. Insbesondere sollten die folgen-
den Härtungen bei einer Reform der
Governance-VO berücksichtigt werden:

Option 1.1: Verpflichtungsgrad erhöhen

Der Grad der Verpflichtung der Mitglied-
staaten im Zusammenhang mit den
Kommissionsempfehlungen könnte
durchgängig erhöht werden.118 Hierfür
müsste die Formulierung in der Gover-

4. HANDLUNGSOPTIONEN
ZUR WEITERENTWICKLUNG
DER GOVERNANCE-VO
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nance-VO, die die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, den Kommissionsempfehlun-
gen „gebührend Rechnung“119 zu tragen
(due account), durch die Formulierung
„umfassend Rechnung“ zu tragen (ut-
most account) ersetzt werden. Dies wür-
de den Druck auf die Mitgliedstaaten,
den Empfehlungen der Kommission Fol-
ge zu leisten, steigern. Diese Formulie-
rung hatte die Kommission bereits im
Entwurf der Governance-VO 2016 vorge-
schlagen.120Sie wurde jedoch im infor-
mellen Trilog von den Mitgliedstaaten
abgelehnt.

Option 1.2: Sanktionen im Fall von Durch-
führungs- und Ambitionslücken klarstellen
und einführen

1. Rolle von Vertragsverletzungsverfah-
ren bei Durchführungslücken im Be-
reich Erneuerbarer Energien klar-
stellen: Zunächst könnte die
Kommission klarstellen, dass im Falle
von Durchführungslücken im Bereich
der Erneuerbaren Energien bereits
jetzt Vertragsverletzungsverfahren
zulässig sind, wenn bei Nichterreichen
der Referenzwerte des EU-Zielpfads
ein Mitgliedstaat keine zusätzlichen
Maßnahmen zum Schließen einer bei
ihm bestehenden Durchführungslü-
cke ergreift.

2. Rolle von Vertragsverletzungsverfah-
ren bei Durchführungslücken im Be-
reich der Energieeffizienz analysie-
ren und stärken: Um eine möglichst
umfassende Kongruenz der beiden
Sektoren (Erneuerbare Energien und
Energieeffizienz) herbeizuführen und
die Möglichkeit der Durchführung ei-
nes Vertragsverletzungsverfahrens zu
gewährleisten, sollten Referenzwerte
in den sektorspezifischen Richtlinien
oder in einer reformierten Gover-
nance-VO verankert werden. Refe-
renzwerte treffen materiell-rechtliche
Vorgaben und sollten aufgrund geset-
zessystematischer Erwägungen daher
grundsätzlich besser im jeweiligen
sektoralen Recht selbst normiert wer-
den, das heißt in der Energieeffizienz-
Richtlinie. Dennoch sollte, wie bereits
im Falle der Erneuerbaren Energien
geschehen, eine einheitliche Rege-
lung in der Governance-VO gewählt
werden. Dafür spricht, neben der
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Schaffung einer gewissen Kohärenz
(zur Idee eines kohärenten Zielerrei-
chungs-Mechanismus in der Gover-
nance-VO s. Handlungsoption 2), auch
die unmittelbare Wirkung der Gover-
nance-VO und der damit vermiedene
Zeitverlust durch Implementierung in
das mitgliedstaatliche Recht. Unab-
hängig davon wäre eine deutlichere
Verschärfung des Wortlauts in Bezug
auf den Lückenschließungsmechanis-
mus bei Durchführungslücken vorzu-
nehmen.

3. Konditionalität zwischen Einhaltung
der Kommissionsempfehlungen und
finanzieller Förderung im Fall von
Ambitions- und Durchführungslü-
cken herstellen: Falls es der Kommis-
sion nicht gelänge, eine Verschärfung
beziehungsweise Härtung der Ver-
bindlichkeit ihrer Empfehlungen ge-
genüber den Mitgliedstaaten durch
Rechtsaktänderungen herzustellen,
könnte sie dies durch die Verknüp-
fung der Befolgung121 der Kommissi-
onsempfehlungen mit der finanziellen
Förderung der Mitgliedstaaten errei-
chen. Diese Art Konditionalität be-
zeichnet man als negative Konditiona-
lität, da sie ein Nicht-Handeln bezieh-
ungsweise nicht von der Kommission
gewünschtes Handeln, mit finanziel-
len Strafen verknüpft.

Da es aufgrund des Souveränitätsvorbe-
halts beziehungsweise der fehlenden Zu-
stimmung der Mitgliedstaaten kaum
möglich sein wird, in der Energiepolitik
einen derartigen finanziellen Zwang zu
etablieren, wäre die EU hier auf eine poli-
tikfeldübergreifende Lösung angewiesen.
Solche politikfeldübergreifenden negati-
ven Sanktionierungsmechanismen fin-
den sich bereits auf EU-Ebene. So kann
die EU in der Wirtschaftspolitik im Rah-
men des Europäischen Semesters nega-
tiv mit Rückgriff auf Gelder der Struktur-
fonds konditionalisieren. Ein anderes
Beispiel stellt der Rechtsstaatsmechanis-
mus dar, bei dem bei Verstößen gegen
rechtsstaatliche EU-Normen negative
Konditionalität mit Rückgriff auf den EU-
Haushalt entfaltet werden kann. Im Fall
der Erneuerbaren Energien und der
Energieeffizienz könnte ebenso negative
Konditionalität eingeführt werden. Hier
wäre eine Kopplung an die Mittel aus der

Aufbau- und Resilienzfazilität122 des Next-
GenerationEU-Aufbauprogramms zu
prüfen. Sollten die Mitgliedstaaten die
Kommissionsempfehlungen nicht umset-
zen, würden sie verminderte oder gar
keine Mittel aus dem Aufbauprogramm
erhalten.

Folgende Kriterien wären bei der Einfüh-
rung einer derartigen negativen Konditi-
onalität zu beachten: (1) die Bestimmt-
heit der Kondition, (2) die Temporalität
der Konditionalität und (3) die Anwen-
dungswahrscheinlichkeit der Konditiona-
lität.

Ad (1): Die Bestimmtheit der Kondition
bezieht sich auf deren Formulierung. Je
klarer und formaler festgelegt eine Kon-
ditionalitätsregel formuliert wird, desto
eher werden die Mitgliedstaaten vermei-
den, den Konditionalitätsmechanismus
auszulösen. So müssen Konditionen
explizit, klar und detailliert beschrieben
werden. Sie müssen klare Verhaltensim-
plikationen enthalten und sich nicht nur
auf die Formulierung abstrakter Prinzipi-
en verlassen. Nur so können Mitglieds-
taaten kalkulieren, was der Preis für eine
Nichtumsetzung für sie wäre.123

Ad (2): Die Forschung über die Wirksam-
keit von Konditionalität hat gezeigt, dass
„zeitliche Distanz“ oder „Nähe“ einen
Faktor für den Erfolg von Konditionalität
darstellen. Je länger es dauert, bis Ver-
halten sanktioniert wird, umso weniger
wird diese „Strafe“ den Regierungen in
ihren Ländern angerechnet und umso
weniger relevant ist sie für bevorstehen-
de Wahlen.124

Ad (3): Anwendungswahrscheinlichkeit
ist ein institutionell definierter Aspekt
der Glaubwürdigkeit von Konditionalität
und hängt entscheidend von den Ent-
scheidungsmechanismen der EU in die-
sem Fall ab. Diese können unterschied-
lich hohe Hürden für die Anwendung
schaffen, zum Beispiel durch spezifische
Abstimmungsregeln (Einstimmigkeit vs.
qualifizierte/einfache Mehrheitsanforde-
rungen) und die Beteiligung von mehr
oder weniger Akteuren mit potenziellem
Vetorecht (Europäische Kommission, Eu-
ropäisches Parlament, Rat der EU).125



Handlungsoption 2: Kohärenz und
Rechtssicherheit des Governance-
Mechanismus in der Governance-VO
stärken

Der aktuell verfolgte Ansatz der EU-Kom-
mission, neue Governance-Anforderun-
gen für Erneuerbare Energien, Energieef-
fizienz und Gebäudeeffizienz in den
jeweiligen sektoralen Richtlinien zu re-
geln, sollte aufgegeben und stattdessen
die Governance-VO entsprechend geän-
dert werden. Die im „Fit for 55“- und
„REPowerEU“-Prozess insoweit vorge-
schlagenen Änderungen führen zunächst
zu einer zeitlichen Verzögerung der An-
wendung des einheitlichen Governance-
Mechanismus sowie weiter zu seiner sek-
toralen Fragmentierung. Dies kann letzt-
lich Rechtsunsicherheit bei seinen Adres-
saten, d.h. den Mitgliedstaaten, zur Folge
haben. Abhilfe könnte hier ein doppelter
Ansatz schaffen: Zum einen könnte der
Governance-Mechanismus in der Gover-
nance-VO zwecks Erreichung der EU-Zie-
le für Erneuerbare Energien und Energie-
effizienz bis 2030 vereinheitlicht und
zudem verschärft werden. Zum anderen
sollte der bestehende Governance-Me-
chanismus der Governance-VO für sek-
torspezifische Teilziele erweitert und er-
gänzt werden. Ansatzpunkt könnte der
Vorschlag der Kommission zur Änderung
der EE-Richtlinie sein.

Option 2.1: Anforderungen für die Erreichung
der Ziele für Erneuerbare Energien und
Energieeffizienz in der Governance-VO
vereinheitlichen und schärfen

Die Governance-VO nicht auf die Refor-
magenda zu setzen, gleichzeitig aber in
den sektoralen Richtlinien für Erneuer-
bare Energien, Energieeffizienz und Ge-
bäudeeffizienz neue Regelungen mit Go-
vernance-Charakter vorzuschlagen, birgt
die Gefahr der Entstehung einer unkla-
ren und widersprüchlichen Rechtslage.
Nur eine Festschreibung der Gover-
nance-Anforderungen für diese Bereiche
in der Governance-VO garantiert das nö-
tige Maß an Transparenz und Anwen-
dungssicherheit für die Mitgliedstaaten.

Die sektorspezifisch vorgeschlagenen Re-
visionen von Planungs- und Berichts-
pflichten der Mitgliedstaaten für Erneu-
erbare Energien und Energieeffizienz

14

sollten in der Governance-VO vereinheit-
licht und geschärft werden.

Im Bereich der Energieeffizienz erhöht
der Kommissionsvorschlag für eine Neu-
fassung der Energieeffizienz-Richtlinie
bereits deutlich die Governance-Anforde-
rungen. Die Kommission orientiert sich
an Regelungen, wie sie bereits jetzt in
der Governance-VO für Erneuerbare
Energien festgelegt sind, und überträgt
diese in die Energieeffizienz-Richtline. Zu
nennen sind hier insbesondere die „indi-
kative Formel mit objektiven Kriterien“
für die Berechnung der nationalen Bei-
träge, die Festschreibung indikativer
Zielpfade bis 2030 und ein Review-Me-
chanismus der EU-Kommission zur Über-
prüfung des Ambitionsniveaus der Mit-
gliedstaaten, der mit konkreten
Empfehlungen der Kommission verbun-
den ist. Diese Bestimmungen sollten in
die Governance-VO überführt und dort
weiter verstärkt werden, d.h. im Einzel-
nen: Wie im Falle der Erneuerbaren Ener-
gien sollte der von den Mitgliedstaaten
festzulegende indikative Zielpfad zur Er-
reichung des nationalen Energieeffizienz-
beitrages ebenfalls Referenzwerte ent-
halten. Im Hinblick auf die Aktualisie-
rung der NECPs in den Jahren 2023/
2024 wäre zumindest ein Referenzwert
für das Jahr 2027 aufzunehmen. Ferner
sollten auch im Bereich der Energieeffizi-
enz die nationalen Zielpfade zu einem
EU-Zielpfad summiert werden, um einen
weiteren Maßstab für die Beurteilung der
Pfade hinsichtlich eines realistischen Er-
reichens der Ziele bis 2030 zu erlangen.

Zum Zwecke einer stärkeren Vereinheitli-
chung des Governance-Mechanismus
sollten zudem auch die Planungs- und
Monitoringpflichten für Erneuerbare
Energien in der Governance-VO ver-
schärft werden. Nach geltendem Recht
können die Mitgliedstaaten bei der Fest-
legung ihrer nationalen Beiträge für Er-
neuerbare Energien die „indikative For-
mel mit objektiven Kriterien“ berücksich-
tigen, müssen dies aber nicht.126 Die For-
mel wird vielmehr bei der Bewertung des
Ambitionsniveaus von der EU-Kommissi-
on herangezogen.127 Die Kommission ist
in ihrem Vorschlag für den Energieeffizi-
enzbereich strenger128 und will dort eine
verpflichtende Anwendung festschreiben.
Die Übernahme einer solchen Verpflich-

tung auch in den Erneuerbaren-Bereich
würde eine Stärkung dieser Planungs-
pflichten in der Governance-VO bedeu-
ten.

Option 2.2: Sektorspezifische Teilziele
in Governance-VO typisieren und deren
Festlegung standardisieren

Der Änderungsvorschlag der EU-Kom-
mission für die EE-Richtlinie enthält neue
und überarbeitete sektorspezifische Teil-
ziele für den Einsatz Erneuerbarer Ener-
gien in den Bereichen Gebäude, Indus-
trie, (Fern-)Wärme bzw. (Fern-)Kälte
sowie Verkehr. Diese Teilziele lassen sich
aufgrund des Maßes ihrer rechtlichen
Verbindlichkeit und hinsichtlich ihrer
Adressaten (Mitgliedstaaten oder EU) in
drei Typen einteilen. Diese Typisierung
der Teilziele sollte in einer fortentwickel-
ten Governance-VO widergespiegelt und
die jeweiligen Prozesse für die Festset-
zung nationaler Ziele durch die Mit-
gliedsstaaten einheitlich festgelegt, mit-
hin standardisiert werden. Unterschied-
liche Typen von Teilzielen gibt es auch in
anderen sektoralen Rechtsakten, bei-
spielsweise in der Energieeffizienz-Richt-
linie. Eine grundsätzliche Typisierung er-
scheint übertragbar, beispielhaft soll
dies im Folgenden für die EE-Richtlinie
dargestellt werden.

Die sektorspezifischen Teilziele, wie von
der EU-Kommission zur Änderung der
EE-Richtlinie vorgeschlagen, können wie
folgt in drei Typen untergliedert werden:

▶ Verbindliche Festlegung der von den
Mitgliedstaaten zu erreichenden sek-
torspezifischen Teilziele in der EE-
Richtlinie (z.B. 50 %-Anteil „erneuer-
baren Wasserstoffs“ des in der Indus-
trie genutzten Wasserstoffs bis
2030129),

▶ Indikative Festlegung der von den
Mitgliedstaaten zu erreichenden sek-
torspezifischen Teilziele in der EE-
Richtlinie, Mitgliedstaaten müssen
dann in der Folge nationale Beiträge
selbst festlegen (z.B. Mitgliedstaaten
streben beim Erneuerbaren-Anteil im
Bereich Fernwärme/-kälte eine jährli-
che Steigerung um mindestens 2,1
Prozentpunkte an130),



▶ Indikative Festlegung der von der EU
zu erreichenden sektorspezifischen
Teilziele, Mitgliedstaaten müssen
dann in der Folge nationale Beiträge
selbst festlegen (z.B. mindestens 49
% Erneuerbaren-Anteil im Gebäude-
sektor der EU bis 2030, Mitgliedstaa-
ten legen nationale indikative Ziel-
vorgabe fest, die mit der indikativen
EU-Zielvorgabe im Einklang steht131).

Verbindlich bedeutet in diesem Zusam-
menhang, dass die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, bei der Umsetzung der EE-
Richtlinie einen nationalen Rechtsrah-
men zu schaffen, um das vorgegebene
Teilziel bis 2030 zu erreichen. Anders ist
dies bei den indikativen Teilzielen, die ge-
rade nicht von Seiten der EU-Ebene ver-
bindlich vorgegeben werden. Bei den in-
dikativen Teilzielen müssen die Mitglied-
staaten ihre nationalen Teilziele der
Höhe nach selbst festlegen. Um eine ein-
heitliche und schnelle Rechtsanwendung
in allen Mitgliedstaaten der EU sicherzu-
stellen, ist es notwendig, die unter-
schiedlichen Teilziele in der Governance-
VO zu typisieren und insbesondere den
Prozess der Bestimmung der nationalen
Beiträge sowie weiterer Parameter für
die Zielerreichung je nach Typ einheitlich
festzulegen.

Bei der Erweiterung und Ergänzung des
Mechanismus in der Governance-VO
kann der gesamte, bereits bekannte In-
strumentenkasten an Planungspflichten
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herangezogen werden: So kann eine „in-
dikative Formel mit objektiven Kriterien“
die Berechnung der nationalen Beiträge
ex ante erleichtern und ein Review-Me-
chanismus der EU-Kommission, der not-
wendigenfalls Empfehlungen an die Mit-
gliedstaaten adressiert, ex post das
Erreichen des Ambitionsniveaus unter-
stützen.132 Sofern die von den Mitglieds-
taaten zu erreichenden sektorspezifi-
schen Teilziele bereits indikativ in der EE-
Richtlinie festgelegt sind, besteht inso-
weit zwar bereits eine gewisse Bindungs-
wirkung. Aber erst die Flankierung durch
weitere Planungs- und Monitoringmaß-
nahmen in der Governance-VO stärkt die
Festsetzung dieser nationalen Teilziele
und sichert ihre Erreichung ab. Bei indi-
kativen Teilzielen, bei denen das Ziel in
der EE-Richtlinie nur auf EU-Ebene fest-
gelegt ist (z.B. EE-Anteil in Gebäuden),
können noch weitere lenkende Elemente
eingebaut werden: Durch die Festschrei-
bung nationaler indikativer Zielpfade mit
Referenzwerten bis 2030, die insgesamt
zu einem EU-Zielpfad summiert werden,
würde in einer reformierten Governance-
VO ein stärkeres und rechtsklareres Ge-
rüst für die Planungspflichten der Mit-
gliedstaaten entstehen. Gleichzeitig wä-
ren – wie oben in Handlungsoption 1
dargelegt – sämtliche Härtungen des all-
gemeinen Governance-Mechanismus,
insbesondere hinsichtlich der Empfeh-
lungen der EU-Kommission, auch für die
Teilziele zu übernehmen.
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